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Rahmenprüfungsordnung 
für die Masterstudiengänge  

des Fachbereichs Ingenieurwissenschaften und Mathem atik 
an der Fachhochschule Bielefeld 
(University of Applied Sciences) 

vom 18.02.2013 
 

 
Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 31.10.2006 (GV. NRW. S. 474), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. S.90), hat der Fachbereich Ingenieurwissenschaften und Mathe-
matik der Fachhochschule Bielefeld die folgende Ordnung erlassen: 
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I. Allgemeines 

§ 1 Geltungsbereich der Masterrahmenprüfungsordnung  

Diese Masterrahmenprüfungsordnung (MRPO) gilt zusammen mit den jeweiligen Studiengangsprü-
fungsordnungen (SPO) gemäß § 2 für alle Masterstudiengänge des Fachbereichs Ingenieurwissen-
schaften und Mathematik an der Fachhochschule Bielefeld.  

§ 2 Studiengangsprüfungsordnungen 

(1) Für die einzelnen Studiengänge bestehen SPO nach Maßgabe der MRPO. Diese regeln 
gemäß § 64 Abs. 2 HG insbesondere: 

• den zu verleihenden Hochschulgrad,  
• die Regelstudienzeit und die Termine für die Aufnahme des jeweiligen Studiums,  
• die speziellen Zugangsvoraussetzungen,  
• die Prüfungsausschüsse,  
• die Zahl der Module,  
• den Inhalt, das Qualifikationsziel, die Lehrformen, die Teilnahmevoraussetzungen, 

die Arbeitsbelastung sowie die Art der Prüfung des einzelnen Moduls,  
• die Voraussetzungen der ggf. in den jeweiligen Studiengang integrierten Auslands-

semester, Praxissemester oder Praxisphasen,  
• Form, Zahl, Art und Umfang der Prüfungen und die Voraussetzungen für die Teil-

nahme an Prüfungen,  
• den Studienverlauf in Form eines Studienplans als Anlage zur SPO 

(2) Die SPO können die Regelungen dieser Rahmenprüfungsordnung spezifizieren und abwei-
chende Regelungen vorsehen; diese erfolgen unter ausdrücklicher Bezugnahme auf den 
entsprechenden Paragrafen dieser Rahmenprüfungsordnung. 

§ 3 Ziel des Studiums, Zweck der Prüfung, Akademischer Grad  

(1) Ziel des Studiums ist es, den Studierenden innerhalb von drei Semestern den Abschluss 
gemäß der entsprechend für den Studiengang geltenden SPO zu ermöglichen. Der Master 
ist ein auf dem entsprechenden Bachelorstudium oder einem inhaltlich ähnlichen Studien-
gang aufbauender, weiterführender berufsqualifizierender Abschluss. Er ist gemäß §67 
Abs.4 HG Zugangsvorrausetzung zu einem Promotionsverfahren nach Maßgabe der jeweili-
gen Promotionsordnung. 

(2) Das zur Master-Prüfung führende Studium soll unter Beachtung der allgemeinen Studienzie-
le gemäß § 58 HG die Studierenden befähigen Inhalte der Ingenieurwissenschaften und Ma-
thematik gemäß des Studienganges theoretisch zu durchdringen und auf dieser Basis Vor-
gänge und Probleme der ingenieurwissenschaftlichen und mathematischen Praxis zu analy-
sieren und selbständig Lösungen zu finden und dabei auch außerfachliche Bezüge zu be-
achten. Das Studium erweitert vorhandene Qualifikationen der Studierenden durch die fach-
übergreifenden Lehrinhalte. Das Studium soll die schöpferischen und planerischen Fähigkei-
ten der Studierenden entwickeln und sie auf die Master-Prüfung vorbereiten. 

(3) Kompetenzen:  
  Als Ziele des Studiums sollen die Studierenden  

1. ihre Fachkenntnisse der entsprechenden ingenieurwissenschaftlichen und mathema-
tischen Disziplin vertiefen, die Komplexität ihres Fachwissens erhöhen (Fachkompe-
tenz) und die Befähigung erlangen, dieses Wissen eigenständig zu erweitern und 
ohne Anleitung auf neue Situationen anzuwenden,  

2. ihre Kenntnisse wissenschaftlicher Methoden und ihrer Anwendung in der ingenieur-
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wissenschaftlichen und mathematischen Theorie und Praxis erweitern (Methoden-
kompetenz) und die Fähigkeit, wissenschaftliche Methodenfortzuentwickeln, von 
Grund auf zu gestalten und ohne Anleitung in der ingenieurwissenschaftlichen und 
mathematischen Theorie und Praxis anzuwenden, erlangen,  

3. Sozialkompetenz, insbesondere die Fähigkeit zum Selbstmanagement und zur 
Gruppenarbeit, fortentwickeln,  

4. ihre Führungskompetenz fortentwickeln, so dass sie auch die Fähigkeit zu eigenver-
antwortlichem Handeln in gleichberechtigter Kooperation mit fachfremden Entschei-
dungsebenen erlangen und  

5. ihre Sprach- und interkulturelle Handlungskompetenz erweitern. 
(4) Aufgrund der bestandenen Masterprüfung wird der akademische Grad gemäß der SPO  ver-

liehen. 

§ 4  Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen  

(1) Voraussetzung für die Zulassung zum Studium ist der Nachweis eines abgeschlossenen 
Hochschulstudiums mit mindestens dem Abschluss Bachelor in einem einschlägigen Studi-
engang. Eine für die Zulassung erforderliche Grenze unter der die Abschlussnote liegen 
muss, sowie die Kriterien zur Feststellung inwieweit der vorliegende Bachelorabschluss ein-
schlägig im Sinne von Satz 1 ist, wird in der SPO definiert.  

(2) Die Mindestanzahl der zuvor zu erwerbenden Credits beträgt 210 Punkte. Dies entspricht in 
der Regel einem siebensemestrigen Bachelorstudiengang oder einem FH-Diplom. 

(3) Hat eine Bewerberin oder ein Bewerber einen Abschluss mit nur 180 Credits - dies ent-
spricht in der Regel einem sechssemestrigen Bachelorstudiengang – so legt der Prüfungs-
ausschuss fest, wie die noch fehlenden 30 Credits erworben werden können. Dies kann 
durch das erfolgreiche Absolvieren von Modulen in Bachelorstudiengängen erfolgen. 

(4) Hat eine Bewerberin oder ein Bewerber noch keine Abschlussnote erhalten aber alle Modul-
prüfungen bis auf die Bachelorarbeit und/oder das Kolloquium erfolgreich bestanden, wird 
eine vorläufige Durchschnittsnote aufgrund der bisher erbrachten Leistungen berechnet. Ei-
ne vorläufige Einschreibung wird damit möglich, wenn auch die Zulassungsvoraussetzungen 
gemäß Abs. 1 bis 2 erfüllt sind. Die fehlenden Leistungen sind dann im Regelfall innerhalb 
von drei Monaten bzw. bis zum 30.11. und 31.5. eines jeden Jahres nachzuweisen. Ansons-
ten wird die Einschreibung widerrufen. 

(5) Bei der Bewerbung sind folgende Unterlagen einzureichen: 
1. das Abschlusszeugnis des für den Masterstudiengang qualifizierenden Hochschulab-

schlusses und die dazugehörigen Dokumente (Transcript of Records, Diploma Supple-
ment u.ä.), die Auskunft über den individuellen Studienverlauf, die besuchten Lehrveran-
staltungen und Module, die in diesem Studium erbrachten Leistungen und deren Bewer-
tungen sowie über das individuelle fachliche Profil des absolvierten Studiengangs geben. 
Falls die Hochschule, an der die Bewerberin oder der Bewerber den für den Masterstudi-
engang qualifizierenden Hochschulabschluss erworben hat, für diesen kein entsprechen-
des Dokument ausfertigen kann, sind stattdessen die erworbenen Leistungsnachweise 
einzureichen; 

2. ein Schreiben in deutscher Sprache und in einem Umfang von drei Seiten, das Auf-
schluss über die Motivation und Eignung des Bewerbers bzw. der Bewerberin für diesen 
Masterstudiengang gibt. 

(6) Für das Studium sind befriedigende Kenntnisse in technischem Englisch Voraussetzung. 
Diese werden in der Regel in einem Bachelorstudiengang erworben. Liegen keine befriedi-
genden Kenntnisse in technischem Englisch vor, so sind diese zu erwerben und spätestens 
mit der Anmeldung zur Masterarbeit nachzuweisen. 
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(7) Sind mehr Bewerbungen eingegangen als Studienplätze vorhanden, so erfolgt die Zulas-
sung durch ein Auswahlverfahren, in dem eine Leistungskennziffer ermittelt wird. Die Studi-
enplatzvergabe erfolgt anhand eines Ranking der Leistungskennziffern. Diese Leistungs-
kennziffer wird wie folgt berechnet: 
Die Note des Hochschulabschlusses gemäß Abs. 1 bildet den Minuend, je erfolgreich er-
brachter Leistung aus dem Leistungskatalog, von dem ein Leistungssubtrahend abgezogen 
wird. Der für den entsprechenden Masterstudiengang geltende Leistungssubtrahend sowie 
der Leistungskatalog werden in der SPO definiert.  

(8) Eine Ablehnung des Zulassungsantrages schließt eine erneute Bewerbung zu einem späte-
ren Termin nicht aus. 

(9) Trotz Vorliegens der allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen kann die Einschreibung bzw. 
der Studiengangwechsel versagt werden, wenn die Studienbewerberin oder der Studienbe-
werber an einer Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes eine nach der Prü-
fungsordnung erforderliche Prüfung in einem verwandten oder vergleichbaren Studiengang 
endgültig nicht bestanden hat. 

(10) Das Studium der Masterstudiengänge findet überwiegend in deutscher Sprache statt.  

§ 5 Regelstudienzeit, Studienumfang  

(1) Die Erst-Immatrikulation erfolgt zum Beginn eines Winter- oder Sommersemesters. Die Re-
gelstudienzeit beträgt anderthalb Jahre. 

(2) Der Studiengang ist modular aufgebaut. Jedes Modul schließt mit einer Prüfung ab. Der für 
ein Modul aufzuwendende Arbeitsaufwand wird durch Leistungspunkte (Credits) beschrie-
ben. Credits umfassen sowohl die Lehrveranstaltungen als auch Zeiten für die Vor- und 
Nachbereitung des Lehrstoffes und die Prüfungsvorbereitungen einschließlich der Ab-
schluss- und Studienarbeiten. Nach bestandener Prüfung werden die entsprechenden Leis-
tungspunkte gutgeschrieben und getrennt von den erzielten Prüfungsnoten ausgewiesen. 
Entsprechend dem European Credit Transfer System (ECTS – Europäisches System zur 
Anrechnung von Studienleistungen) werden pro Semester 30 Credits den Modulen zugeord-
net und vergeben. 

(3) Der Studienplan (Anlage der Studiengangsprüfungsordnung) legt den Arbeitsaufwand in 
Credits und den Zeitumfang der einzelnen Module, in Semesterwochenstunden und Credits 
sowie deren Art und empfohlene Zeitlage im Studiengang fest. Er ist nach Studiensemestern 
gegliedert. Die Lehrveranstaltungen werden gewöhnlich im Jahresrhythmus angeboten, da-
her wird die Einhaltung des Studienplans dringend nahe gelegt. Abweichungen vom emp-
fohlenen Verlauf führen in der Regel zu Verzögerungen und zur Verlängerung des Studiums, 
da der Fachbereich wegen der personellen und sachlichen Ausstattung Sonderregelungen 
nur in Ausnahmefällen treffen kann. 

(4) Die spezifischen Prüfungsanforderungen, die Pflichtmodule und die Wahlpflichtmodule sind 
im Studienplan (Studiengangsprüfungsordnung) verbindlich geregelt; dieses gilt auch für die 
Reihenfolge der abzuleistenden Module, soweit dies notwendig oder zweckmäßig ist. 

(5) Der Leistungsumfang beträgt in diesem dreisemestrigen Studiengang 90 Credits. 

§ 6 Arten des Lehrangebots 

(1) Das notwendige Lehrangebot enthält Pflicht-, Wahlpflicht- und Wahlmodule. Näheres regelt 
der Studienplan (siehe Anlage der Studiengangsprüfungsordnung). Die Module müssen mit 
einer Modulprüfung abgeschlossen werden.  

(2) Pflichtmodule sind Module, die im Studienplan fest vorgeschrieben sind und von den Studie-
renden des Studienganges belegt werden müssen. 
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(3) Eine Vertiefungsrichtung wird durch Wahlpflichtmodule gebildet. Diese Vertiefungsrichtung 
wird durch das Belegen entsprechender Module gewählt. Die Module der jeweiligen Vertie-
fungsrichtung werden in einem Katalog aufgelistet und müssen in einem bestimmten Um-
fang gemäß Studienplan belegt werden. 

(4) Wahlmodule sind aus einem bestimmten Bereich gemäß Studienplan frei zu wählen. In der 
Regel wird eine Zusammenstellung der empfohlenen Module in einem Wahlkatalog angege-
ben. Durch die Wahl der empfohlenen Module kann eine zeitliche Überschneidung mit 
Pflicht- und Wahlpflichtmodulen des entsprechenden Studiengangs vermieden werden.   

(5) Die Studierenden können sich in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen einer Prüfung 
unterziehen. Das Ergebnis dieser Modulprüfungen wird auf Antrag in das Zeugnis mit aufge-
nommen und als Zusatzmodul ausgewiesen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote 
nicht berücksichtigt.  

(6) Formen der Lehrveranstaltungen sind: 
• Vorlesung (V):  Zusammenhängende Darstellung eines Lehrstoffes, Vermittlung von 

Fakten und Methoden. 
• Seminar (S):  Erarbeiten von Fakten, Erkenntnissen, komplexen Problemstellungen im 

Wechsel von Vortrag und Diskussion. Die Lehrenden leiten die Veranstaltung und füh-
ren die Diskussion. Die Studierenden erarbeiten Beiträge und diskutieren die Beiträge. 

• Seminaristischer Unterricht (SU):  Erarbeiten von Lehrinhalten im Zusammenhang ihres 
Lehrbereichs und Anwendungsbereichs durch enge Verbindung des Vortrags mit des-
sen exemplarischer Vertiefung findet weitgehend im Semesterverbund statt. Lehrende 
vermitteln und entwickeln den Lehrstoff unter Berücksichtigung der von ihnen veranlass-
ten Beteiligung der Studierenden. Die Studierenden beteiligen sich nach Maßgabe der 
Initiativen der Lehrenden. 

• Übung (Ü):  Systematisches Durcharbeiten von Lehrstoffen und Zusammenhängen so-
wie Anwendung auf Fälle aus der Praxis. Die Lehrenden leiten die Veranstaltungen, ge-
ben eine Einführung, stellen Aufgaben, geben Lösungshilfen. Die Studierenden arbeiten 
einzeln oder in Gruppen, lösen Aufgaben teilweise selbständig, aber in enger Rückkopp-
lung mit den Lehrenden. 

• Praktikum, Labor (P):  Erwerben und Vertiefen von Kenntnissen durch Bearbeitung 
praktischer, experimenteller Aufgaben. Die Lehrenden leiten die Studierenden an und 
überwachen die Veranstaltung. Die Studierenden führen praktische Arbeiten und Versu-
che durch. 

• Projekte (Pj):  Erwerben und Vertiefen von ingenieurtypischen bzw. fachtypischen 
Kenntnissen. In ihnen werden im Team konkrete Problemstellungen ganzheitlich, unter 
praxisnahen Bedingungen bearbeitet. 

§ 7 Umfang und Gliederung der Prüfungen 

(1) Das Studium wird mit der Masterprüfung abgeschlossen. Die Masterprüfung gliedert sich in 
studienbegleitende Modulprüfungen und die Masterarbeit. Die studienbegleitenden Modul-
prüfungen sollen zu dem Zeitpunkt stattfinden, an dem das jeweilige Modul im Studium ab-
geschlossen wird. 

(2) Die Meldung zur Masterarbeit (Antrag auf Zulassung) soll in der Regel nach Abschluss des 
zweiten Semesters erfolgen. 

(3) Hinsichtlich der Leistungen und der zeitlichen Bestimmungen im Zusammenhang mit der 
Masterarbeit gelten die Regelungen gemäß §§ 25 - 29. 
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(4) Das Studium sowie das Prüfungsverfahren sind so zu gestalten, dass es einschließlich der 
Masterprüfung mit Ablauf des dritten Semesters in dreisemestrigen Studiengängen abge-
schlossen sein kann. Die Prüfungsverfahren müssen die Inanspruchnahme von Schutzbe-
stimmungen entsprechend den §§ 3, 4, 6 und 7 des Mutterschutzgesetzes sowie entspre-
chend den Fristen des Bundeserziehungsgeldgesetzes über die Elternzeit und die Ausfall-
zeiten durch die Pflege von Personen berücksichtigen (§ 64 Abs. 2 Nr. 5 HG). 

§ 8 Organisation der Prüfungen, Prüfungsorgane 

(1) Für die Prüfungsorganisation ist die Dekanin oder der Dekan verantwortlich. 
(2) Die übrigen durch diese MRPO und durch die jeweilige SPO zugewiesenen Aufgaben sind 

entweder durch die Dekanin oder den Dekan oder durch einen Prüfungsausschuss wahrzu-
nehmen.  

(3) Die Dekanin oder der Dekan oder der Prüfungsausschuss fungieren entsprechend ihrer Be-
stimmung in der Prüfungsordnung als Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes NRW und der Verwaltungsgerichtsordnung. 

(4) Wenn ein Prüfungsausschuss als Prüfungsbehörde eingerichtet wird, sollen in der Regel 
diesem Gremium nicht mehr als sieben Mitglieder angehören. In diesem Fall entspricht fol-
gende Zusammensetzung den Maßgaben des HG: 

1. vier Mitglieder der Professorenschaft, darunter ein vorsitzendes Mitglied und ein 
stellvertretend vorsitzendes Mitglied, 

2. ein Mitglied der Mitarbeiterschaft in Lehre und Forschung mit Hochschulabschluss, 
3. zwei Studierende.  

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden vom zuständigen Fachbereichsrat gewählt. 
Entsprechend wird durch die Wahl bestimmt, wer die Mitglieder mit Ausnahme des vorsit-
zenden Mitglieds und des stellvertretend vorsitzenden Mitglieds im Verhinderungsfall vertre-
ten soll. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt vier Jahre, die des studentischen Mitglieds ein 
Jahr. Die Wiederwahl eines Mitglieds ist möglich. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, wird 
ein Nachfolger für die restliche Amtszeit gewählt.  

(6) Der Prüfungsausschuss achtet auf die Einhaltung der MRPO und der SPO. Er entscheidet 
insbesondere über Widersprüche gegen in Prüfungsverfahren getroffene Entscheidungen. 
Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fachbereichsrat über die Entwicklung der 
Prüfungen und Studienzeiten jährlich zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform der 
MRPO sowie der SPO und der entsprechenden Studienpläne. Der Prüfungsausschuss kann 
die Erledigung seiner Aufgaben für laufende Geschäfte auf das vorsitzende Mitglied bzw. 
das stellvertretende vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses übertragen; dies gilt 
nicht für die Entscheidung über Widersprüche. 

(7) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich.   
(8) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn das vorsitzende Mitglied (oder Stellvertre-

tung), ein weiteres Mitglied der Professorenschaft und ein weiteres stimmberechtigtes Mit-
glied anwesend sind. Er beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des vorsitzenden Mitglieds. Die studentischen Mitglieder wirken bei 
pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der Anrechnung oder 
sonstigen Beurteilung von Studien- und Prüfungsleistungen und der Bestellung von Prüfen-
den und Beisitzenden nicht mit. An der Beratung und Beschlussfassung über Angelegenhei-
ten, welche die Festlegung von Prüfungsaufgaben oder die ihre eigene Prüfung betreffen, 
nehmen die studentischen Mitglieder des Prüfungsausschusses nicht teil. 
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(9) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, mit Ausnahme der studentischen Mitglieder, die 
sich im gleichen Prüfungszeitraum der gleichen Prüfung unterziehen, haben das Recht, der 
Abnahme der Prüfungen beizuwohnen. Dieses Recht erstreckt sich nicht auf die Bekanntga-
be der Note. 

(10) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses (einschl. der Stellvertretung) unterliegen der 
Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den 
Prüfungsausschuss zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(11) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind dem betroffenen Studierenden 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 

(12) In der Tätigkeit als Prüfungsorgan wird die Dekanin oder der Dekan durch die Hochschul-
verwaltung unterstützt (§ 25 HG). Hinsichtlich der weiteren Aufgabenbestimmung gilt Abs. 6 
sinngemäß.  

§ 9 Prüfende und Beisitzende 

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und Beisitzenden. Zum Prüfenden darf nur 
bestellt werden, wer mindestens die entsprechende Masterprüfung an einer Hochschule 
oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat oder eine vergleichbare Qualifikation erworben 
hat und, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern, in dem Studienab-
schnitt, auf den sich die Prüfung bezieht, eine einschlägige selbständige Lehrtätigkeit aus-
geübt hat. Sind mehrere Prüfer zu bestellen, so soll mindestens eine prüfende Person in 
dem betreffenden Prüfungsfach gelehrt haben. Zu Beisitzenden dürfen nur Personen bestellt 
werden, die mindestens die Masterprüfung an einer Hochschule oder eine vergleichbare 
Prüfung abgelegt oder eine vergleichbare Qualifikation erworben haben (sachkundige Bei-
sitzende). Die Prüfenden sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. Die Prüfenden und die 
Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 

(2) Der Prüfling kann einen oder mehrere Prüfer für die Betreuung der Masterarbeit vorschla-
gen. Auf den Vorschlag des Prüflings ist nach Möglichkeit Rücksicht zu nehmen. Der Prü-
fungsausschuss achtet darauf, dass die Prüfungsverpflichtung möglichst gleichmäßig auf die 
Prüfenden verteilt wird. 

(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass dem Prüfling die Na-
men der Prüfenden rechtzeitig bekannt gegeben werden. Die Bekanntgabe soll zugleich mit 
der Zulassung zur Prüfung, in der Regel mindestens zwei Wochen vor der Ausgabe der 
Masterarbeit, erfolgen. Die Bekanntmachung durch Aushang ist ausreichend. 

§ 10 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prü fungsleistungen 

(1) Leistungen, die an einer anderen Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes in ei-
nem Studiengang erbracht worden sind, werden in dem gleichen Studiengang an der Hoch-
schule von Amts wegen angerechnet. Leistungen in anderen Studiengängen oder an ande-
ren Hochschulen sowie an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes sind bei Gleichwertigkeit anzurechnen, soweit kein we-
sentlicher Unterschied zwischen der bisher erbrachten und der anzurechnenden Leistung 
besteht; dies gilt auf Antrag auch für Leistungen an Hochschulen außerhalb des Geltungsbe-
reiches des Grundgesetzes. Auf Antrag kann die Hochschule sonstige Kenntnisse und Qua-
lifikationen auf der Grundlage vorgelegter Unterlagen auf einen Studiengang anrechnen. 

(2) Fehlversuche in verwandten oder vergleichbaren Prüfungsleistungen sind anzurechnen.  
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(3) In der Regel ist anzuerkennen, wenn nicht wesentliche Unterschiede von der Hochschule 
nachgewiesen, also festgestellt und begründet werden. Ein wesentlicher Unterschied be-
steht insbesondere bei 

a. wesentlichen Unterschieden in den Qualifikationszielen der Leistung, 
b. wesentlichen inhaltlichen oder methodischen Unterschieden der Leistung, 
c. wesentlichen Unterschieden des Workloads bzw. der Credits der Leistung, 
d. wesentlichen, nachweislichen Qualitätsunterschieden der Leistung, 
e. wesentlichen Unterschieden in Art und Dauer der Prüfung, 
f. zu unterschiedlichen akademischen und berufsrechtlichen Berechtigungen, zu denen 

der andere Studiengang führt oder 
g. einem zu großem zeitlichen Abstand der erworbenen Qualifikationen. 

Dabei ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbe-
wertung vorzunehmen. 

(4) Über die Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss in der Regel innerhalb von vier 
Wochen; die Entscheidung ist der oder dem Betroffenen unverzüglich schriftlich mitzuteilen, 
zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Die Verantwortung für die 
Bereitstellung hinreichender Informationen über die Qualifikation obliegt der/dem Betroffe-
nen. Die Beweislast, dass ein Antrag nicht die Voraussetzungen erfüllt, liegt beim Prüfungs-
ausschuss. 

§ 11 Wiederholung von Prüfungsleistungen 

(1) Eine nicht bestandene Modulprüfung kann zweimal wiederholt werden. Die Wiederholung 
soll zum nächsten Prüfungstermin nach Ableistung des erfolglosen Versuches stattfinden. 

(2) Die Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. 

(3) Das Kolloquium zu einer Masterarbeit kann einmal wiederholt werden. 

(4) Eine mindestens als ausreichend bewertete Prüfungsleistung kann nicht wiederholt werden. 

§ 12 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsvers toß 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, wenn der Prüfling zu einem 
Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint oder nach Beginn der Prüfung ohne trif-
tige Gründe von der Prüfung zurücktritt oder die Prüfungsleistung nicht vor Ablauf der Prü-
fung erbringt. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Masterarbeit nicht fristgemäß abgeliefert 
wird. Wird die gestellte Prüfungsarbeit nicht bearbeitet, steht dies der Säumnis nach Satz 1 
gleich. Belastende Entscheidungen sind den Betroffenen unverzüglich schriftlich mitzuteilen, 
zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prü-
fungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei 
Krankheit kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden, dass die Prüfungsun-
fähigkeit bescheinigt. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, so kann die Zulassung 
zu der entsprechenden Prüfungsleistung erneut beantragt werden. 

(3) Versucht ein Prüfling, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benut-
zung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als 
„nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Wer als Prüfling den ordnungsgemäßen Ablauf der Prü-
fung stört, kann von der jeweiligen Aufsicht, in der Regel nach Abmahnung, von der Fortset-
zung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prü-
fungsleistung als „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Die Gründe für den Ausschluss sind ak-
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tenkundig zu machen. Wenn der Prüfling davon ausgeschlossen wird, eine weitere Prü-
fungsleistung zu erbringen, kann er verlangen, dass der Prüfungsausschuss diese Entschei-
dung überprüft. Dies gilt entsprechend auch bei den Feststellungen gemäß Satz 1.  

II. Prüfungsabläufe 

§ 13 Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 

(1) Eine Modulprüfung ist eine studienbegleitende Prüfungsleistung. In den Modulprüfungen soll 
festgestellt werden, ob die Studierenden Inhalt und Methoden der Prüfungsmodule in den 
wesentlichen Zusammenhängen beherrschen und die erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Fertigkeiten selbständig anwenden können. 

(2) Die Prüfungsanforderungen sind an dem Inhalt der Lehrveranstaltungen und an den Qualifi-
kationen zu orientieren, die für das betreffende Modul vorgesehen sind. 

(3) Eine Modulprüfung kann aus folgenden Leistungen bestehen: 
1. einer Klausur, 
2. einer mündlichen Prüfung, 
3. einer schriftlichen Hausarbeit, 
4. einer Projektarbeit, 
5. einer Kombination aus Hausarbeit und Klausur, 
6. einer Verbindung aus Hausarbeit und mündlicher Prüfung, 
7. einer Kombination aus einer Projektarbeit und anderen Leistungen oder 
8. einer Prüfung, in der in einer Verknüpfung zwischen praktischen und theoretischen 

Anteilen eine Fähigkeit aktuell entwickelt und verwirklicht wird („Performanzprüfung“). 
(4) Modulprüfungen können in Teilprüfungen zerlegt werden. 
(5) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Prüfungsleistung mindestens als ausreichend 

bewertet worden ist. 
(6) Die Prüfenden legen in der Regel spätestens zwei Monate vor einem Prüfungstermin die 

Prüfungsform für alle Kandidatinnen und Kandidaten der jeweiligen Modulprüfung einheitlich 
und verbindlich fest. Im Fall einer Klausur gilt dies auch für die Zeit der Bearbeitung. 

§ 14 Zulassung zu Modulprüfungen 

(1) An den jeweiligen Modulprüfungen darf nur teilnehmen, wer  
1. zum Zeitpunkt der Prüfung für den Studiengang als Ersthörender eingeschrieben 

oder gemäß § 52 Abs. 1 und 2 HG als Zweithörender zugelassen ist,  
2. die nach 1 geforderten Voraussetzungen erfüllt, 
3. in dem gewählten Studiengang an einer Hochschule im Geltungsbereich des Grund-

gesetzes eine nach der Prüfungsordnung erforderliche Prüfung nicht endgültig nicht 
bestanden hat oder zur Prüfung endgültig nicht mehr zugelassen werden kann; dies 
gilt entsprechend für verwandte oder vergleichbare Studiengänge, soweit dies in der 
Studiengangprüfungsordnung geregelt ist,  

4. gemäß § 22 die Prüfungsvorleistungen des entsprechenden Studienplans erbracht 
hat, 

5. den Prüfungsanspruch in dem Studiengang oder in einem verwandten Studiengang 
nicht verloren hat. 
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(2) Die Anmeldung zu einer Modulprüfung erfolgt über das Online-Portal der Fachhochschule 
Bielefeld und ist in dem vom Prüfungsausschuss festgesetzten Anmeldezeitraum vorzuneh-
men. Eine spätere Anmeldung ist nicht möglich.  

(3) Die Anmeldung zu einer Modulprüfung kann bis zum Ablauf des achten Tages vor dem fest-
gesetzten Prüfungstermin ohne Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche 
zurückgenommen werden, so dass eine Frist von sieben Tagen besteht. Danach sind Ab-
meldungen ausschließlich direkt beim Prüfungsamt bis zum Prüfungstag möglich. Die Grün-
de sind unverzüglich nachzuweisen.  

(4) Über die Zulassung entscheidet das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses und im 
Zweifelsfall der Prüfungsausschuss. 

(5) Die oder der Studierende ist verpflichtet, sich über die Anmelde- und Prüfungszeiträume so-
wie die Zulassung bzw. Nicht-Zulassung zu informieren und die Aushänge zu beachten. 

§ 15 Durchführung von Modulprüfungen 

(1) Die Modulprüfungen finden außerhalb der Lehrveranstaltungen statt. 
(2) Für die Modulprüfungen soll zum Ende des Semesters, in dem das Modul angeboten wird, 

ein Prüfungstermin angesetzt werden. Die Wiederholungsprüfung findet im folgenden Se-
mester statt. Die Modulprüfungen sollen innerhalb eines Prüfungszeitraums stattfinden, der 
vom Prüfungsausschuss festgesetzt und bei Semesterbeginn oder zum Ende des vorherge-
henden Semesters bekannt gegeben wird. Abweichungen von dieser Regel sind beim Prü-
fungsausschuss zu beantragen und werden im Online Portal der Fachhochschule Bielefeld 
bekanntgegeben. 

(3) Der genaue Termin einer Klausur oder mündlichen Prüfung wird vom Prüfungsausschuss 
festgelegt und dem Prüfling rechtzeitig, in der Regel mindestens zwei Wochen vor Beginn 
des Prüfungzeitraums im Online-Portal der Fachhochschule Bielefeld bekannt gegeben. 

(4) Der Prüfling hat sich auf Verlangen der Aufsicht führenden Person mit einem amtlichen gül-
tigen Lichtbildausweis und dem Studierendenausweis auszuweisen. 

(5) Macht der Prüfling durch ein differenziertes ärztliches Attest, das die Prüfungsunfähigkeit 
bescheinigt, oder auf andere Weise glaubhaft, dass er wegen körperlicher Behinderung 
und/oder chronischer Erkrankung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder teilweise in der 
vorgesehenen Form abzulegen, kann gestattet werden, gleichwertige Prüfungsleistungen in 
einer anderen Form zu erbringen. Es ist dafür zu sorgen, dass durch die Gestaltung der Prü-
fungsbedingungen eine Benachteiligung für benachteiligte Menschen nach Möglichkeit aus-
geglichen wird. Im Zweifel können weitere Nachweise angefordert werden. 

(6) Das Prüfungsergebnis wird dem Prüfungsamt durch den Prüfenden entsprechend der für die 
jeweilige Prüfungsform festgelegten Art und Weise innerhalb des festgelegten Zeitrahmens 
mitgeteilt. 

(7) Den Studierenden ist die Bewertung der Klausur/Hausarbeit/Masterarbeit spätestens sechs 
Wochen nach deren Abgabe im Online-Portal der Fachhochschule Bielefeld bekanntzuge-
ben. 

§ 16 Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Arbe iten 

(1) In den Klausurarbeiten sollen Studierende nachweisen, dass sie sich in begrenzter Zeit und 
mit beschränkten Hilfsmitteln mit den Inhalten aus den Gebieten des jeweiligen Moduls aus-
kennen, und unter zu Hilfenahme geläufiger Methoden der Fachrichtung eine vorgegebene 
Problemstellung lösen können.  



 

 
 

Seite 12 

(2) Eine Klausurarbeit findet unter Aufsicht statt. Über die Zulassung von Hilfsmitteln entschei-
den die Prüfenden. Die Dauer einer Klausurarbeit soll 60 Minuten nicht unterschreiten und 
120 Minuten nicht überschreiten. 

(3) Die Prüfungsaufgabe einer Klausurarbeit wird in der Regel von nur einer prüfenden Person 
gestellt. In fachlich begründeten Fällen, insbesondere wenn in einer Modulprüfung mehrere 
Fachgebiete zusammenfassend geprüft werden, kann die Prüfungsaufgabe auch von meh-
reren Prüfenden gestellt werden. In diesem Fall legen die Prüfenden die Gewichtung der An-
teile an der Prüfungsaufgabe vorher gemeinsam fest; ungeachtet der Anteile und ihrer Ge-
wichtung beurteilt jede prüfende Person die gesamte Klausurarbeit.  

(4) Klausurarbeiten die im dritten Versuch geschrieben werden, sind von zwei Prüfenden zu 
bewerten. Bei einer nicht übereinstimmenden Bewertung einer Klausurarbeit ergibt sich die 
Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen.  

§ 17 Mündliche Prüfungen 

(1) Durch mündliche Prüfungsleistungen soll die oder der Studierende nachweisen, dass sie 
oder er die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und spezielle Fragestellungen in 
diese Zusammenhänge einzuordnen vermag. Ferner soll festgestellt werden, ob die oder der 
Studierende über ein breites Grundlagenwissen verfügt. Die Dauer der Prüfung beträgt je 
Prüfling mindestens 15 Minuten und höchstens 45 Minuten. 

(2) Mündliche Prüfungen sind von mindestens zwei Prüfenden (Kollegialprüfungen) oder von ei-
nem Prüfenden in Gegenwart einer oder eine sachkundigen Beisitzenden als Gruppenprü-
fung oder als Einzelprüfung abzunehmen. Hierbei wird jeder Prüfling in einer Modulprüfung 
im Regelfall nur von einer Person geprüft. Vor der Festsetzung der Note hat die prüfende 
Person die anderen an der Prüfung mitwirkenden Prüfer beziehungsweise den sachkundi-
gen Beisitzenden zu hören.  

(3) Die sachkundigen Beisitzenden haben während der Prüfung kein Fragerecht. 
(4) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung, insbesondere die für die Beno-

tung  maßgeblichen Tatsachen, sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis der Prü-
fung ist dem Prüfling im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben. Bei der Be-
kanntgabe des Ergebnisses sind die Bestimmungen des Datenschutzes zu beachten. 

§ 18 Hausarbeiten 

(1) Hausarbeiten sind Ausarbeitungen, die in der Regel 15 Seiten nicht überschreiten und die im 
Rahmen einer Lehrveranstaltung oder in Verbindung mit einer Projektarbeit begleitend zu 
dieser erstellt werden. Sie können je nach Maßgabe des Lehrenden durch einen Fachvor-
trag von in der Regel 15 bis 45 Minuten Dauer ergänzt werden. 

(2) In Hausarbeiten sollen die Studierenden in begrenzter Zeit nachweisen, dass sie die Zu-
sammenhänge des Moduls im jeweiligen Fachgebiet erkennen, spezielle Fragestellungen in 
diese Zusammenhänge einzuordnen vermögen und stringent fachspezifische Probleme lö-
sen können. 

(3) Über Art, Umfang, zeitlichen Rahmen und Ausführung der Hausarbeit entscheidet der Leh-
rende im Rahmen der Maßgabe des Absatzes 1. 

(4) Die Hausarbeit ist innerhalb einer von dem Lehrenden festzulegenden Frist bei dem Lehren-
den abzuliefern. Die Frist ist durch Aushang bekannt zu machen und dem Prüfungsamt in 
der Regel nach der Terminfestsetzung, spätestens jedoch zwei Wochen vor dem Abgabe-
termin, bekannt zu geben. Bei der Abgabe der Hausarbeit hat der Studierende zu versi-
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chern, dass er seine Arbeit – bei einer Gruppenarbeit seinen gekennzeichneten Anteil der 
Arbeit – selbständig angefertigt und keine anderen als die angegebenen und bei Zitaten 
kenntlich gemachten Hilfsmittel benutzt hat. Der Abgabezeitpunkt der schriftlichen Hausar-
beit ist aktenkundig zu machen. Bei Zustellung der Arbeit durch die Post ist der Zeitpunkt der 
Einlieferung bei der Post maßgebend. Wird die Hausarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt 
sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. 

§ 19 Projektarbeiten 

(1) Jedes Projekt ist eine umfassende Aufgabe, die vom Lehrenden in Zusammenarbeit mit den 
Studierenden nach Möglichkeit interdisziplinär geplant und ausgewählt wird. Die Durchfüh-
rung erfolgt als Einzelleistung oder in Gruppen möglichst selbständig unter Beratung durch 
Lehrende. In ihnen werden konkrete Problemstellungen ganzheitlich, unter praxisnahen Be-
dingungen, bearbeitet.  

(2) Die Prüfungsleistungen des einzelnen Studierenden werden nach Abschluss des jeweiligen 
Semesters vom zuständigen Lehrenden bewertet. 

(3) Die Prüfung der Projektarbeit wird am Ende des Semesters durch eine Präsentation als  
Einzel- oder Gruppenprüfung abgelegt. Dabei sind von allen am jeweiligen Projekt beteilig-
ten Studierenden die Einzelbeiträge und Ergebnisse vorzutragen. Die Präsentation findet in 
Gegenwart der Lehrenden, die die Projektarbeit begleitet haben, statt. 

(4) Die schriftliche Ausarbeitung muss spätestens eine Woche vor dem mündlichen Vortrag 
dem Prüfenden vorliegen. 

(5) Alle interessierten Studierenden werden zu der Präsentation nach Maßgabe der räumlichen 
Verhältnisse als Zuhörende zugelassen. Die Zulassung erstreckt sich nicht auf die Beratung 
und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. 

§ 20 Kombinationsprüfungen 

(1) In fachlich geeigneten Fällen kann eine Modulprüfung durch eine Hausarbeit (§ 18)  und zu-
sätzlich durch eine Klausur (§ 16 ) oder mündliche Prüfung (§ 17) im Rahmen einer Kombi-
nation dieser Leistungen abgelegt werden. Der Gesamtumfang einer Kombinationsprüfung 
entspricht in der Regel dem einer einzelnen Prüfungsleistung gemäß § 16 - 18. Die Gesamt-
note ergibt sich als arithmetisches Mittel aus den Bewertungen der Einzelleistungen gemäß 
einer vorher festgelegten Gewichtung.  

(2) Die Regelungen gemäß §§ 13 bis 18 finden entsprechende Anwendung. 

§ 21 Performanzprüfungen 

(1) In fachlich geeigneten Fällen kann eine Modulprüfung durch eine Performanzprüfung abge-
legt werden. 

(2) Eine Performanzprüfung ist dadurch gekennzeichnet, dass sie sich aus verschiedenen An-
teilen (theoretisch und praktisch) zusammensetzt. Die Gesamtnote ergibt sich als arithmeti-
sches Mittel aus den Bewertungen der Einzelleistungen gemäß einer vorher festgelegten 
Gewichtung. Die Prüfung dauert im Regelfall nicht mehr als zwei Stunden.  

(3) Die Performanzprüfung wird in der Regel von nur einer prüfenden Person entwickelt und in 
Gegenwart eines sachkundigen Beisitzenden oder vor mehreren Prüfenden durchgeführt.  
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§ 22 Leistungsnachweis/Testat 

(1) Eine Studienleistung besteht entweder aus einem Teilnahmenachweis oder einer individuell 
erkennbaren Leistung (Leistungsnachweis/Testat), die begleitend zu einer Lehrveranstaltung 
erbracht wird und die sich nach Gegenstand und Anforderung auf den Inhalt der jeweiligen 
Lehrveranstaltung bezieht. Als Leistungsnachweis kommen regelmäßige Vorlesungsbesu-
che, die aktive Seminarbeteiligung, die aktive Teilnahme an Übungen, Referate, Entwürfe 
oder Praktikumsberichte o. Ä. in Betracht. Die Form wird im Einzelfall von der oder dem für 
die Lehrveranstaltung zuständigen Lehrenden festgelegt und zu Beginn der Lehrveranstal-
tung bekanntgegeben. 

(2) Leistungsnachweise werden lediglich mit „bestanden“ oder „nicht bestanden“ bewertet. Nicht 
bestandene Leistungsnachweise können uneingeschränkt wiederholt werden. 

(3) Die Vergabe der Testate obliegt den Lehrenden. Die Ergebnisse sind den Studierenden und 
dem Prüfungsamt mitzuteilen. 

(4) Das Vorliegen der Testate kann Voraussetzung für die Teilnahme an den Prüfungen sein 
(Prüfungsvorleistung). 

(5) Im Fall einer Behinderung der Kandidatin oder des Kandidaten findet § 15 Abs. 5 entspre-
chende Anwendung. 

§ 23 Abzuleistende Modulprüfungen, Credits 

Im Studienplan wird  festgelegt, welche Module mit einer Prüfung abzuschließen sind. Er ordnet 
auch die entsprechenden Credits zu. Die Vorrausetzungen für die Vergabe von Credits wird in der 
entsprechenden Modulbeschreibung geregelt. 

§ 24 Bewertung von Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungsleistungen sind durch Noten differenziert zu beurteilen. Die Noten für die einzelnen 
Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfenden festgesetzt.  

(2) Sind mehrere Prüfende an einer Prüfung beteiligt, so bewerten sie die gesamte Prüfungs-
leistung gemeinsam, sofern nicht nachfolgend etwas anderes bestimmt ist. Bei nicht über-
einstimmender Beurteilung ergibt sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbe-
wertungen.  

(3) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung; 
2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt; 
3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht; 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt; 
5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen 
nicht mehr genügt. 

Zur weiteren Differenzierung der Bewertung können um 0,3 verminderte oder erhöhte No-
tenziffern gebildet werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen. 

(4) Besteht eine Prüfung aus mehreren Prüfungsleistungen, errechnet sich die Note aus dem 
nach Credits gewichteten Durchschnitt (gewichtetes arithmetisches Mittel) der Noten der 
einzelnen Prüfungsleistungen. Die Note lautet: 

bei einem Durchschnitt bis 1,5  = die Note „sehr gut“ 
bei einem Durchschnitt von 1,6 bis 2,5 = die Note „gut“ 
bei einem Durchschnitt von 2,6 bis 3,5 = die Note „befriedigend“ 
bei einem Durchschnitt von 3,6 bis 4,0 = die Note „ausreichend“ 
bei einem Durchschnitt ab 4,1  = die Note „nicht ausreichend“. 
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Hierbei werden Zwischenwerte nur mit der ersten Dezimalstelle berücksichtigt; alle weiteren 
Stellen hinter dem Komma werden ohne Rundung gestrichen. 

(4) Den Studierenden ist die Bewertung der Klausur/Hausarbeit/Masterarbeit spätestens sechs 
Wochen nach deren Abgabe im Online-Portal der Fachhochschule Bielefeld bekanntzuge-
ben. 

(5) Für jede bestandene Modulprüfung werden Credits nach Maßgabe des in der SPO darge-
stellten Studienplans vergeben. 

III. Masterarbeit und Kolloquium 

§ 25 Masterarbeit 

(1) Die Masterarbeit hat zu zeigen, dass der Prüfling befähigt ist, innerhalb einer vorgegebenen 
Frist eine praxisorientierte Aufgabe aus dem Fachgebiet, sowohl in ihren fachlichen Einzel-
heiten als auch in den fachübergreifenden Zusammenhängen, nach wissenschaftlichen Me-
thoden selbständig zu bearbeiten. Die Masterarbeit ist eine schriftliche oder gestalterische 
Arbeit. Sie besteht in der Regel in der Konzipierung, Durchführung und Evaluation eines 
Projektes in Einrichtungen, die mit den Zielen und Inhalten des Studienganges in einem 
fachlichen Zusammenhang stehen. Die Masterarbeit ist eine eigenständige wissenschaftli-
che Arbeit aus dem Themenumfeld des entsprechenden Studienganges. Sie beinhaltet eine 
Beschreibung und Erläuterung der Problemstellung sowie deren Lösung. Sie kann auch 
durch eine empirische Untersuchung oder durch konzeptionelle oder gestalterische Aufga-
ben oder durch eine Auswertung vorliegender Quellen bestimmt werden. Eine Kombination 
dieser Leistungen ist möglich. 
Der Umfang der Masterarbeit soll 70 Textseiten nicht überschreiten. 

(2) Die Masterarbeit kann von jeder prüfenden Person, welche die Voraussetzungen gemäß § 9 
erfüllt, ausgegeben und betreut werden. Auf Antrag des Prüflings kann der Prüfungsaus-
schuss auch eine Honorarprofessorin oder einen Honorarprofessor oder mit entsprechenden 
Aufgaben betraute Lehrbeauftragte gem. § 9 Abs. 1 mit der Betreuung bestellen, wenn fest-
steht, dass das vorgesehene Thema der Masterarbeit nicht durch eine fachlich zuständige 
Professorin oder einen fachlich zuständigen Professor betreut werden kann. Die Masterar-
beit darf mit Zustimmung des Prüfungsausschusses in einer Einrichtung außerhalb der 
Hochschule durchgeführt werden, wenn sie dort ausreichend betreut werden kann. Den Stu-
dierenden ist die Gelegenheit zu geben, Vorschläge für den Themenbereich der Masterar-
beit zu machen. 

(3) Auf Antrag sorgt das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses dafür, dass die Studie-
renden rechtzeitig ein Thema für die Masterarbeit erhalten. 

(4) Die Masterarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der als 
Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen Prüflings deutlich erkennbar und be-
wertbar ist und die Anforderungen nach Abs. 1 erfüllt sind. Hierzu ist eine eindeutige Ab-
grenzung durch die Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriteri-
en erforderlich. 

§ 26 Zulassung zur Masterarbeit 

(1) Zur Masterarbeit wird zugelassen, wer mindestens 50 Credits im laufenden Studium erwor-
ben und keine offenen Auflagen entsprechend § 4 Absätze (3), (4) und (6) hat.  
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(2) Der Antrag auf Zulassung ist schriftlich an den Prüfungsausschuss zu richten. Dem Antrag 
sind folgende Unterlagen beizufügen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt wurden: 
1. die Nachweise über die in Abs. 1 genannten Zulassungsvoraussetzungen, 
2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Bearbeitung einer Masterarbeit,  
3. dem Antrag soll eine Erklärung darüber beigefügt werden, welche prüfende Person zur 

Ausgabe und Betreuung der Masterarbeit bereit ist. 
(3) Der Antrag auf Zulassung kann schriftlich bis zur Bekanntgabe der Entscheidung über den 

Antrag ohne Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückgenommen 
werden. 

(4) Über die Zulassung entscheidet das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses und im 
Zweifelsfall der Prüfungsausschuss. Die Zulassung ist zu versagen, wenn 
1. die in Abs. 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt oder 
2. die Unterlagen unvollständig sind oder 
3. im Geltungsbereich des Grundgesetzes eine entsprechende Masterarbeit ohne Wieder-

holungsmöglichkeit als "nicht ausreichend" bewertet worden ist oder eine im Studienplan 
(Anlage der Studiengangsprüfungsordnung) genannte Prüfung endgültig nicht bestanden 
wurde. 

(5) Im Übrigen darf die Zulassung nur versagt werden, wenn der Prüfling im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes seinen Prüfungsanspruch im gleichen Studiengang durch Versäumen 
einer Wiederholungsfrist verloren hat. 

§ 27 Ausgabe und Bearbeitung der Masterarbeit 

(1) Die Ausgabe des Themas der Masterarbeit und die Festlegung der Bearbeitungsdauer er-
folgen durch den Prüfungsausschuss. Als Zeitpunkt der Ausgabe gilt der Tag, an dem das 
Prüfungsamt das von der betreuenden Person gestellte Thema der Masterarbeit der Kandi-
datin oder dem Kandidaten bekannt gibt; der Zeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 

(2) Die Bearbeitungszeit (Zeitraum von der Ausgabe bis zur Abgabe der Masterarbeit) beträgt 
höchstens fünf Monate. Das Thema und die Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, 
dass die Masterarbeit innerhalb der vorgesehenen Frist abgeschlossen werden kann. Wird 
die Masterarbeit nicht fristgerecht abgegeben, gilt sie als mit „nicht ausreichend“ (5,0) be-
wertet. Im Ausnahmefall kann das Prüfungsamt auf einen vor Ablauf der Frist gestellten An-
trag die Bearbeitungszeit um bis zu vier Wochen verlängern. Die Person, welche die Mas-
terarbeit betreut, soll zu dem Antrag gehört werden. 

(3) Das Thema der Masterarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten zwei Wochen der 
Bearbeitungszeit ohne Angabe von Gründen zurückgegeben werden. Im Fall der Wiederho-
lung gemäß § 11 ist die Rückgabe nur zulässig, wenn bei der Anfertigung der ersten Mas-
terarbeit von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht worden ist. 

(4) Über die Zulassung entscheidet das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses und im 
Zweifelsfall der Prüfungsausschuss. 

§ 28 Abgabe und Bewertung der Masterarbeit 

(1) Die Masterarbeit ist fristgemäß beim Prüfungsamt abzuliefern. Der Zeitpunkt der Abgabe ist 
aktenkundig zu machen; bei Zustellung der Arbeit durch die Post ist der Zeitpunkt der Einlie-
ferung bei der Post maßgebend. Bei der Abgabe der Masterarbeit ist schriftlich zu versi-
chern, dass die Arbeit - bei einer Gruppenarbeit der entsprechend gekennzeichnete Anteil 
der Arbeit - selbständig angefertigt wurde und keine anderen als die angegebenen und bei 
Zitaten kenntlich gemachten Quellen und Hilfsmittel benutzt worden sind. 
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(2) Die Masterarbeit ist von zwei Personen zu bewerten, von denen eine die Masterarbeit be-
treut haben soll. Die zweite prüfende Person wird vom Prüfungsausschuss bestimmt. Wenn 
die erste prüfende Person die Voraussetzung des § 25 Abs. 2 Satz 2 erfüllt, muss die zweite 
prüfende Person der Professorenschaft angehören. Bei nicht übereinstimmender Bewertung 
durch die Prüfenden wird die Note der Masterarbeit aus dem arithmetischen Mittel der Ein-
zelbewertungen gebildet, wenn die Differenz der beiden Noten weniger als 2,0 beträgt. Be-
trägt die Differenz 2,0 oder mehr, wird vom Prüfungsausschuss eine dritte prüfende Person 
bestimmt. In diesem Fall ergibt sich die Note der Masterarbeit aus dem arithmetischen Mittel 
der drei Einzelbewertungen. Die Masterarbeit kann jedoch nur dann als "ausreichend" (4,0) 
oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei der Noten "ausreichend" (4,0) oder 
besser sind. Alle Bewertungen sind schriftlich zu begründen. 

(3) Für eine mindestens ausreichend bewertete Masterarbeit werden 24 Credits vergeben.  

§ 29 Kolloquium 

(1) Das Kolloquium ergänzt die Masterarbeit und ist selbständig zu bewerten. Es dient der Fest-
stellung, ob der Prüfling befähigt ist, die Ergebnisse der Masterarbeit, ihre fachlichen Grund-
lagen, ihre fachübergreifenden Zusammenhänge und ihre außerfachlichen Bezüge mündlich 
darzustellen und selbständig zu begründen sowie ihre Bedeutung für die Praxis einzuschät-
zen. Dabei soll auch die Bearbeitung des Themas der Masterarbeit mit dem Prüfling erörtert 
werden.  

(2) Zu Beginn des Kolloquiums soll die Masterarbeit in einem mündlichen Vortrag präsentiert 
werden. 

(3) Die Zulassung zum Kolloquium erfolgt nur, wenn 
1. die in § 26 Abs. 2 genannten Voraussetzungen für die Zulassung zur Masterarbeit nach-

gewiesen sind, 
2. alle studienbegleitenden Prüfungen bestanden sind (60 Credits ohne Masterarbeit und 

Kolloquium), 
3. die Masterarbeit mindestens mit der Note 4,0 bewertet worden ist.  

(4) Der Antrag auf Zulassung ist an den Prüfungsausschuss zu richten. Dem Antrag sind die 
Nachweise über die in Satz 1 genannten Zulassungsvoraussetzungen beizufügen, sofern sie 
dem Prüfungsausschuss nicht bereits vorliegen; ferner ist eine Erklärung über bisherige 
Versuche zur Ablegung entsprechender Prüfungen sowie darüber, ob einer Zulassung von 
Zuhörenden widersprochen wird, beizufügen. Die Zulassung zum Kolloquium kann auch be-
reits bei der Meldung zur Masterarbeit beantragt werden; in diesem Fall erfolgt die Zulas-
sung zum Kolloquium, sobald alle erforderlichen Nachweise und Unterlagen dem Prüfungs-
ausschuss vorliegen. Für die Zulassung zum Kolloquium und ihre Versagung gilt im übrigen 
§ 26 Abs. 4 entsprechend. 

(5) Das Kolloquium wird als mündliche Prüfung in der Regel innerhalb von acht Wochen nach 
Abgabe der Masterarbeit durchgeführt. Im Falle der Verhinderung des Prüflings ist unver-
züglich ein begründeter schriftlicher Antrag an das vorsitzende Mitglied des Prüfungsaus-
schusses zu stellen, das über eine Fristverlängerung entscheidet. 

(6) Das Kolloquium wird von den Prüfenden der Masterarbeit gemeinsam abgenommen und 
bewertet. Im Fall des § 28 Abs. 2 wird das Kolloquium von den Prüfenden abgenommen, 
aus deren Einzelbewertung die Note der Masterarbeit gebildet worden ist. 

(7) Das Kolloquium dauert zusammen mit dem Vortrag mindestens 45 Minuten und höchstens 
75 Minuten. Für die Durchführung des Kolloquiums finden im Übrigen die für die mündlichen 
Prüfungen geltenden Vorschriften entsprechend Anwendung. 
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(8) Abweichend von den Regelungen der mündlichen Prüfungen ist das Kolloquium grundsätz-
lich eine fachhochschuloffene Veranstaltung. 

(9) Liegen Gründe für eine vertrauliche Behandlung der Darstellung der Ergebnisse der Master-
arbeit im Kolloquium vor, entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag eines der Betreuer 
der Masterarbeit oder des Studierenden über den Ausschluss der Öffentlichkeit. 

(10) Personen, die in einem inhaltlichen Zusammenhang mit der Masterarbeit stehen (z.B. als 
externer Mitbetreuer), können vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zum Kolloquium 
auf Antrag zugelassen werden, sofern der Abs. 8 dem nicht widerspricht. 

(11) Für ein mindestens ausreichend bewertetes Kolloquium werden 6 Credits vergeben. 

IV. Ergebnis der Masterprüfung, Zusatzmodule  

§ 30 Ergebnis der Masterprüfung  

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn 90 Credits erreicht wurden. 
(2) Die Masterprüfung ist nicht bestanden, wenn 

1. die Gesamtnote nicht mindestens „ausreichend“ (4,0) ist oder 
2. die Masterarbeit im zweiten Versuch nicht bestanden ist oder als nicht bestanden gilt. 

(3) Wird die Masterprüfung nicht bestanden, ist ein Bescheid zu erteilen, der mit einer Beleh-
rung über den Rechtsbehelf zu versehen ist. 

(4) Studierende, welche die Hochschule ohne Masterabschluss verlassen, erhalten auf Antrag 
ein Zeugnis über die erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen gemäß § 66 Abs. 4 HG. 

§ 31 Zeugnis, Gesamtnote, Masterurkunde, Diploma Su pplement 

(1) Über die bestandene Masterprüfung wird unverzüglich, möglichst innerhalb von zwei Wo-
chen nach Bekanntgabe des Ergebnisses, ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis enthält die 
Noten und Credits der Modulprüfungen, das Thema und die Note der Masterarbeit sowie die 
Gesamtnote der Masterprüfung. 

(2) Zur Ermittlung der Gesamtnote für das Masterstudium werden die Noten für die einzelnen 
benoteten Prüfungsleistungen mit den jeweiligen ausgewiesenen Credits multipliziert. Die 
Summe der gewichteten Noten wird anschließend durch die Gesamtzahl der einbezogenen 
Credits dividiert. 

(3) Das Zeugnis ist von dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen 
und trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist. 

(4) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Masterurkunde mit dem Datum des 
Zeugnisses. Darin wird die Verleihung des Mastergrades gemäß § 3 Abs. 4 beurkundet. Die 
Masterurkunde wird von der Präsidentin bzw. dem Präsident der Fachhochschule Bielefeld 
unterzeichnet und mit deren Siegel versehen. 

(5) Zusätzlich erhält der Kandidat ein in englischer Sprache ausgestelltes Diploma Supplement 
mit dem Datum des Zeugnisses. In dieser Zeugnisergänzung werden alle absolvierten Mo-
dule und die ihnen zugeordneten Studienleistungen einschließlich der dafür vergebenen 
Credits und Prüfungsnoten aufgenommen. Das Diploma Supplement wird vom vorsitzenden 
Mitglied des Prüfungsausschusses unterzeichnet. 

(6) Urkunden über Hochschulgrade können mehrsprachig ausgestellt werden (§ 66 Abs. 3 HG). 
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V. Schlussbestimmungen 

§ 32 Einsicht in die Prüfungsakte 

(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird den Prüflingen auf Antrag Einsicht in ihre 
schriftlichen Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten der Prüfer und in die Prü-
fungsprotokolle gewährt. 

(2) Die Einsichtnahme ist binnen eines Jahres nach Aushändigung des Prüfungszeugnisses 
oder des Bescheides über die nicht bestandene Masterprüfung zu beantragen. § 32 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand gilt entsprechend. Der Antrag ist bei dem vorsitzenden Mitglied 
des Prüfungsausschusses zu stellen. Dieser bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

(3) Die Einsichtnahme in die Prüfungsunterlagen, die sich auf eine Modulprüfung oder eine er-
gänzende Studienleistung beziehen, wird auf Antrag bereits nach Ablegung der jeweiligen 
Prüfung gestattet. Der Antrag ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Prüfungser-
gebnisses zu stellen. Im Übrigen gilt Abs. 2 entsprechend. 

§ 33 Ungültigkeit von Prüfungen  

(1) Hat ein Prüfling bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändi-
gung des Zeugnisses und der Urkunde bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträg-
lich die betroffenen Noten entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für 
nicht bestanden erklären. 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass der 
Prüfling hierüber täuschen wollte und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 
Zeugnisses und der Urkunde bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prü-
fung geheilt. Wurde die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prü-
fungsausschuss unter Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen. 

(3) Den Betroffenen ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis und die Urkunde sind einzuziehen und gegebenenfalls neu 

zu erteilen. Eine Entscheidung nach Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf 
Jahren ab dem Datum des Prüfungszeugnisses und der Urkunde ausgeschlossen. 

§ 34 Inkrafttreten, Veröffentlichung 
 

Diese MRPO wird im Verkündungsblatt der Fachhochschule Bielefeld – Amtliche Bekanntma-
chungen – bekannt gegeben. Sie tritt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

-------------------------------------------------------------------------- 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrates des Fachbereichs Ingenieurwis-
senschaften und Mathematik der Fachhochschule Bielefeld vom 13.12.2012. 
 
Bielefeld, 18.02.2013 
 
Die Präsidentin 
der Fachhochschule Bielefeld 
 
 
 
Prof. Dr. B. Rennen-Allhoff 


